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Die jüngsten Dauerstreiks in 
Frankreich, die namentlich den 

öffentlichen Verkehr, aber auch an
dere öffentliche Dienste sowie die 
Elektrizitäts- und Gaswirtschaft ge
troffen haben, sind die schwersten 
Arbeitskämpfe seit langem. Sie er
innern hinsichtlich des innenpoli
tischen Umfelds und ihrer Hart
näckigkeit an die Auseinanderset
zungen zwischen Regierung und 
Bergarbeitern in Großbritannien zu 
Anfang der achtziger Jahre. Ähnlich 
wie damals dürfte der Ausgang ei
ne grundlegende Weichenstellung 
für die erst kurz im Amt befindliche 
Regierung bedeuten.

Letztlich richten sich die Streiks 
in Frankreich vor allem gegen das 
Bemühen der Regierung, die Ex
pansion des Wohlfahrtsstaates wie
der mit den ökonomischen M ög
lichkeiten in Einklang zu bringen. 
Die Notwendigkeit hierfür ergibt 
sich nicht zuletzt aus dem hohen, in 
den letzten Jahren rasch gestiege
nen Defizit in der Sozialversiche
rung. Um diese Entwicklung wieder 
umzukehren, plant die Regierung 
eine zusätzliche Sozialabgabe so
wie Leistungskürzungen. Zugleich 
sollen soziale Privilegien im öffentli
chen Sektor abgebaut werden. Die 
hohen Defizite der Eisenbahn, um 
deren Verringerung es bei dem 
Streik in diesem Bereich geht, sind 
erheblich durch die besonders 
großzügigen sozialen Regelungen 
für ihre Bediensteten bedingt. Das 
alles steht, wie schon die Anhe
bung der Mehrwertsteuer um zwei 
Prozentpunkte im Sommer, in her
bem Gegensatz zu den im Wahl
kampf im Frühjahr in Aussicht ge
stellten Steuersenkungen.

Die Probleme in Frankreich sind 
-  abgesehen von den (Ent)Täu- 
schungen der Wähler und von 
kommunikativen Defiziten bei den 
„Kombattanten“ - in hohem Grade 
symptomatisch für Westeuropa. 
Nach jahrzehntelanger überdurch
schnittlicher Expansion der Sozial
ausgaben lassen sich Maßnahmen 
zu ihrer Bremsung schließlich nicht 
mehr vermeiden. Dies zeigte sich in
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den letzten Jahren besonders deut
lich in Schweden, Belgien und zu
letzt Italien. Wird der Zeitpunkt für 
eine Neuorientierung im sozialen 
Bereich zu lange hinausgescho
ben, sind die gesellschaftlichen 
Spannungen am Ende um so größer.

In Frankreich haben die Regie
rungen der letzten Jahre mit derar
tigen Reformen immer wieder ge
zögert. Weil der Spielraum für Ab
gabenerhöhungen bei einer Abga
benquote von fast 50% des Brut
toinlandsprodukts eng wurde, wa
ren steigende Defizite des Staates 
die Folge. Eine Fortsetzung der 
Kreditfinanzierung scheidet jetzt 
als ökonomisch vertretbare Alter
native aus, zumal es sich bei den 
Sozialausgaben um konsumtive 
Aufwendungen handelt. Andern
falls würden die Wachstumsbe
dingungen durch die Verdrängung 
von Investitionen nachhaltig beein
trächtigt. Ohnehin ist das gesamt
wirtschaftliche Finanzierungsdefi
zit von über 5% des Bruttoinlands
produkts zu mehr als zwei Dritteln 
bereits struktureller Natur.

Die gesamtstaatliche Schulden
quote näherte sich in den letzten 
Jahren rasch der 60%-Marke. 
Auch hiermit wurde das Datum des 
1. Januar 1999 als effektiver Start
termin der Europäischen Wäh
rungsunion zum Katalysator -  wenn

auch keineswegs zur Ursache -  für 
die rigiden Konsolidierungsmaß
nahmen mit Blick auf die für die 
Qualifizierung im Vertrag von Maas
tricht vorgesehenen finanzwirt
schaftlichen Kriterien. Deren Erfül
lung ist schon bei den bisher gel
tenden Budgetplänen angesichts 
der zugrundegelegten relativ opti
mistischen Projektion der Konjunk
tur nicht gesichert. Die Fragezei
chen verstärken sich durch die 
streikbedingte Verringerung der Zu
nahme der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion und die damit verbun
denen Einnahmeausfälle.

Gibt aber die französische Re
gierung bei der jetzigen Machtpro
be nach, sind die finanzwirtschaftli
chen Kriterien im „Qualifikations
jahr“ 1997 von Frankreich gewiß 
nicht zu erfüllen. Höhere Ausgaben 
führen dann entweder zu einem 
höheren Defizit oder zu weiteren 
Abgabensteigerungen, die wieder
um die Konjunktur dämpfen. Zu
dem könnte bei einem Nachgeben 
der Regierung die Erfüllung anderer 
Maastricht-Kriterien in Gefahr ge
raten. Dies gilt insbesondere für 
den Wechselkurs, der mindestens 
zwei Jahre lang im EWS ohne Ab
wertung innerhalb der „normalen“ 
Bandbreite gelegen haben soll. Die 
Stabilität des Franc-Kurses in den 
Streikwochen ist wohl in erster Li
nie auf die Erwartung der Finanz
märkte zurückzuführen, daß sich 
die Regierung letztlich durchsetzen 
werde. Wiche sie jetzt deutlich 
zurück, dürfte es zu einem erheb
lichen Abwertungsdruck auf den 
Franc kommen. Die seit Jahren ver
folgte Politik des „franc fort“ mit ih
rer nachhaltigen Dämpfung des in
ternen Kosten- und Preisauftriebs 
könnte so um ihre Früchte gebracht 
werden. Da eine Währungsunion 
ohne Frankreich, als wesentlicher 
Motor des europäischen Integra
tionsprozesses, wenig Sinn hat, 
könnten so die gegenwärtigen Aus
einandersetzungen im Nachbar
land schließlich den Weg in die Eu
ropäische Währungsunion im Jahre 
1999 blockieren.
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